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Das Internet hält Einzug in
immer mehr Bereiche der
Wirtschaft und der Gesell-
schaft. Es beeinflusst dabei
die Grundlagen unseres
Privatlebens und verändert
die Spielregeln im Ge-
schäftsleben ebenso, wie
in der Politik. So prognosti-
ziert der Marketing-
Forscher Wolfgang Fritz,
dass in wenigen Jahren
mehr als 1 Mrd. Menschen
das Internet zur Infor-
mation, zu Kommunikation
und Unterhaltung, vor
allem aber auch zur

Abwicklung gesellschaftlicher Transaktionen nutzen werden.
Die daraus sich ergebenden Veränderungen in Wirtschaft
und Gesellschaft werden vermutlich gravierender Art sein. So
beeinflusst etwa das Internet das Einkaufsverhalten von
Kunden, fördert die Entstehung elektronischer Angebots- und
Vertriebsformen, erleichtert neuen Konkurrenten den
Markteintritt und trägt zur Intensivierung des Wettbewerbs in
vielen Branchen bei.

Alle seriösen Prognosen sagen dem e-Commerce eine wach-
sende Bedeutung und der Internetökonomie eine weitere
Entfaltung voraus, die auch vor dem Gesundheitswesen nicht
Halt machen wird. Patienten, Ärzte, Krankenhäuser,
Apotheker, Krankenkassen und vor allem auch die vielschich-
tigen Netzwerke und Filzokratien der gesundheitspolitischen
Institutionen werden sich mit erheblichen Veränderungen kon-
frontiert sehen.

Die Stichworte, um die es geht, sind „Gesundheitstelematik“
oder „e-Health“. Dahinter verbergen sich informationstechno-
logisch gestützte Lösungen für zahlreiche Felder der medizi-
nischen Versorgung. Für den Patienten wichtig ist dabei vor
allem die schnelle, möglichst umfassende und, wenn irgend
möglich, bei allen behandelnden Ärzten zeitgleich verfügba-
re diagnostische Datenerfassung. Hier kann flächendeckende
Datenpräsenz und stetige Zugriffsmöglichkeit lebensverlän-
gernd, ja lebensrettend wirken. In der Zukunft können Ärzte,
Kliniken und Kassen informationstechnisch miteinander ver-
bunden sein und auf diese Weise die medizinische
Versorgung erheblich effizienter machen.

Dies gilt nicht nur für die praktische Tätigkeit der Ärzte und
des Pflegepersonals, sondern auch für den Zugriff und die
Abrechnungsmöglichkeit der Kassen sowie die „vorleistungs-
liefernden“ Apotheken und Pharma-Dienstleister. Ein effizient
vernetztes Gesundheitssystem funktioniert nicht nur besser, es
arbeitet nicht nur effizienter, sondern es kann auch erheblich
zu der unumgänglichen Kostensenkung beitragen, die gegen-

bdvb-Präsident Prof. Dr. Lang

Vorbemerkungen zu e-Health: 
Vision, Realität, Hemmnisse

Prof. Dr. Franz Peter Lang

wärtig unser Gesundheitssystem in Deutschland kennzeichnet
und zunehmend belastet. Futurologen gehen bereits weiter
und sehen „intelligente“ Küchengeräte und Sanitäranlagen,
die eine gesunde Lebensweise ihrer Eigentümer zur
Vermeidung von Krankheiten bzw. zu deren Therapie durch
ständige Analysen und automatische Informationen sichern
helfen.

Die papierlose Datenverarbeitung in Diagnostik, Versorgung
mit Medikamenten und Abwicklung der Kosten, sowie eine
auf den durch diese Weise erfassten Daten basierende ratio-
nale Gesundheitspolitik wäre technisch in weiten Teilen schon
heute möglich. Behindert wird sie vor allem durch Mängel in
der Ausstattung mit einer leistungsfähigen Dateninfrastruktur.
IT-Arbeitsplätze sind zwar schon weit verbreitet, ihre
Vernetzung und mögliche zentrale Ausnutzung scheitert
jedoch oftmals an der ungenügenden Installation von Knoten-
und Verarbeitungspunkten. 

Es ist jedoch nicht allein die Technik, sondern auch der
Mangel an Kenntnissen, vor allem aber die Inkompetenz der
Entscheidungsträger an vielen Knotenpunkten unseres
Gesundheitssystems, die ursächlich für diese Hemmnisse sind.
Inkompetenz meint dabei nicht einen generellen Mangel an
Qualifikation, sondern ist vielmehr häufig darin begründet,
dass Menschen mit einer nicht sachgemäßen Ausbildung ent-
scheidende Positionen im System innehaben. Sie vermögen
bestimmte Notwendigkeiten nicht zu erkennen, schätzen die
technischen Gegebenheiten falsch ein und/oder behindern
sie häufig aus vermeintlich übergeordneten rechtlichen, mora-
lischen oder politischen Vorbehalten. 

Der aus den deutschen Traditionen gewachsene „dritte
Sektor“, zu dem das Gesundheitswesen im wesentlichen
gehört, ist hier in besonderem Maße behindernd durch dog-
matisch orientierte Politkarriereristen jeder Couleur und
Weltanschauung geprägt. Ihr wohlwollender Dilettantismus,
sei er durch Ehrenamtlichkeit oder Kleingeistigkeit geprägt,
behindert ebenfalls das Gesundheitswesen auf dem Weg zu
einer zeitgemäßen Leistungsfähigkeit.

Aus diesem Dilemma hilft nur eine Versachlichung der allge-
meinen Diskussion, die durch interdisziplinären, konstruktiven
Disput von Experten Zusammenhänge veranschaulicht,
Probleme herausstellt sowie Ursachen erkennbar und politisch
therapiefähig macht. Hier leistet die Fachgruppe
‚Gesundheitsökonomie des bdvb’ Vorbildliches, in dem sie
notwendige kritische Foren organisiert, auf denen fachkundi-
ge Enthusiasten ihr Wissen konfrontieren. Die Dokumentation
und Aufbereitung der Ergebnisse, wie sie im Folgenden vor-
gelegt wird, kann dabei eine wesentliche Hilfe auf dem Weg
zur Reform unseres Gesundheitswesens sein.

Pr. Dr. Franz Peter Lang (bdvb-Präsident)
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Vorwort

Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

die Fachgruppe Gesundheitsökonomie im bdvb  legt in
Fortsetzung ihrer nun schon mehrjährigen Tradition  hiermit
die Dokumentation ihrer vierten Podiumsdiskussion vor.

„e-Business im Gesundheitswesen“ lautete dieses Mal
das Thema, das von den Fachgruppen Wirtschafts-
informatik und Gesundheitsökonomie gemeinsam vorberei-
tet wurde. Über dieses Thema referierten und diskutierten
am 15. November 2002 in den Räumen des Bundes-
verbandes der Betriebskrankenkassen in Essen 

• Dr. Manfred Zipperer, Ministerialdirektor a. D. und
Vorsitzender des Aktionsforums Telematik im
Gesundheitswesen (ATG)

• Dr. Robert Paquet, Leiter des Berliner Büros des BKK-
Bundesverbandes

• Dr. Christoph Straub, Leiter der Abteilung Unter-
nehmensentwicklung bei der TK Hamburg und ab 
1. Januar 2003 Mitglied des Vorstandes

• Prof. Dr. Helmut Thoma, Medienberater des Landes
NRW und als ehemaliger RTL-Geschäftsführer
Wegbereiter für mehr Markt im Medienbereich

• Dr. Peter Weber, Apotheker, mit einer der ersten
Internet-Plattformen einer deutschen Apotheke

• Dr. Axel Paeger, Hauptgeschäftsführer der Asklepios
Kliniken GmbH

• Dr. Christoph von Rothkirch, Unternehmensberater und
Mitglieder der Fachgruppe Gesundheitsökonomie.

Moderiert wurde die Diskussion auch dieses Mal wieder
durch Bernd Seguin vom Norddeutschen Rundfunk. 

Prof. Dr. Franz Peter Lang, der nur wenige Tage zuvor
gewählte neue bdvb-Präsident, eröffnete die Veranstaltung
und konnte mehr als 130 Teilnehmer begrüßen.

Dr. Zipperer lieferte mit seinem prägnanten und pointierten
Referat die entscheidenden Punkte für die Diskussion:

Die Erwartungen an „e-Health“ sind groß, aber in der all-
täglichen Versorgung spielt die moderne Technik keine
große Rolle – so werden die Rezepte nach wie vor „kör-
perlich“ vom Arzt zum Apotheker und vor dort zum
Kostenträger „transportiert, sortiert, abgelegt und – hoffent-
lich – bei Bedarf auch wiedergefunden“.

Kleinräumige und plurale Organisationsstrukturen verhin-
dern offensichtlich integrierende Ansätze. Die rechtlichen
Rahmenbedingungen sind völlig unzureichend für ein 
e-Business im Gesundheitswesen. Kosten und Nutzen eines
e-Business fallen an ganz verschiedenen Stellen an. Die
Kosten überwiegend bei den Leistungserbringern – der
Nutzen hauptsächlich bei den Kostenträgern, wobei die
finanziellen Rahmenbedingungen (Nullrunde…) noch nie so
schlecht waren wie heute; mit Starthilfen der öffentlichen
Hand ist wohl kaum zu rechnen.

In der Diskussion wurden deshalb auch die verschiedenen
Gründe für die momentan zögerliche Haltung zum 

e-Business hervorgehoben: unterschiedliche Techniken
(Karten- oder Server-Lösung für das elektronische Rezept),
Datenschutzaspekte, Anreize für die Nutzer, Informations-
plattform Internet und andere.

Es wäre schön, wenn auch diese Dokumentation, die die
Veranstaltung natürlich nur unvollkommen wiedergibt, Ihnen
Erkenntnisse und Anregungen vermitteln könnte.

Prof. Dr. Wilhelm Kirchner
Vorsitzender der 
Fachgruppe 
Gesundheitsökonomie

Danke für Ihre Unterstützung!
Zum vierten mal bereits fand in der Reihe „Forderungen an
eine zukunftsorientierte Gesundheitspolitik“ eine Podiumsdis-
kussion der Fachgruppe Gesundheitsökonomie im bdvb statt. 
Diesmal in Kooperation mit der Fachgruppe Wirtschaftsinfor-
matik, die durch Ihren Vorsitzenden, Herrn Markus Müller,
entscheidend zum Gelingen beigetragen hat. Erneut haben
uns die  Referenten und Teilnehmer auf dem Podium mit ihren
Beiträgen wieder viel Interessantes, Neues, Internes und
Nachdenkliches geboten. Dafür möchte ich mich bei ihnen
als Projektleiter bedanken!

Ohne die zahlreichen Helfer im Hintergrund wäre eine solche
Veranstaltung nicht zu verwirklichen. Genau wie wir Fach-
gruppenmitglieder opfern sie viel Freizeit, damit unsere jährli-
che Veranstaltung auf diesem hohen Niveau zustande kommt. 

Mein Dank gilt außerdem meinem Arbeitgeber, der mir den
nötigen Freiraum gibt, damit ich diese ehrenamtliche Tätigkeit
ausüben kann.

Am Ende der Dokumentation, finden Sie eine Auflistung der
Unternehmen, die uns auch in diesem Jahr unterstützt haben.
Ohne diese Hilfe geht es nicht.

Wir freuen uns über weitere Unterstützung bei zukünftigen
Projekten und daraüber, Sie bei der nächsten Podiums-
diskussion begrüßen zu können.

Dipl. Betriebswirt Harald Beez, (Projektleiter)

Markus Müller
Vorsitzender  der
Fachgruppe
Wirtschaftsinformatik
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Vorbemerkung

Die Fachgruppe Gesundheits-
politik und die Fachgruppe
Wirtschaftsinformatik im Bundes-
verband Deutscher Volks- und
Betriebswirte e.V. haben die heute
stattfindende Veranstaltung unter
das Thema „e-Business im Gesund-
heitswesen“ gestellt. Sie ist
Bestandteil der Veranstaltungs-
reihe „Forderungen an eine
zukunftsorientierte Gesundheits-
politik“.

Der Zeitpunkt dieser Veranstal-
tung hätte nicht besser gewählt
werden können. In den nächsten
Wochen und Monaten werden
nämlich hinter dem provisorischen
Schutzdamm des Beitragssatz-
sicherungsgesetzes die Konzepte
für die vom Bundeskanzler
angekündigte Weiterführung der
Gesundheitsreform entwickelt. Da
ist es wichtig, eigene Vorstel-
lungen und Positionen in den
Diskussionsprozess einfließen zu lassen. Dies gilt auch für
den zukünftigen Einsatz der Informations- und Kommuni-
kationstechnologie im Gesundheitswesen. Eine Fokus-
sierung dieses Prozesses auf e-Business im Gesund-
heitswesen würde wichtige Gesichtspunkte vernachlässi-
gen. Ich möchte deshalb den Titel meiner thematischen
Einführung vom e-Business erweitern auf e-Health. Ich ver-
stehe darunter den Einsatz der Telematik im Gesund-
heitswesen, also einer Kombination von Datenverarbei-
tungsanlagen und Einrichtungen der Telekommunikation.

Im Rahmen der mir zur Verfügung stehenden Zeit kann ich
natürlich nicht alle Aspekte von e-Health behandeln. Ich
sehe meine Aufgabe vielmehr darin, einige für unser
Gesundheitswesen besonders wichtige Aspekte darzustel-
len, bei denen ich damit rechne, dass sie in der an-
schließenden Podiumsdiskussion aufgegriffen werden. 

Hohe Erwartungen, aber geringe Bedeutung
im Versorgungsalltag

Die Erwartungen an die Gesundheitstelematik sind hoch.
Die Lösung wesentlicher Probleme des Gesundheitswesens
wie z. B. 

– die expandierenden Informationsmengen 
– die Verbesserung der Qualität

– die Einbindung des Patienten in
den Behandlungsprozess

– das Erschließen von Wirtschaft-
lichkeitsreserven und substanti-
elle Kosteneinsparungen ohne
Qualitätseinbußen

– die Vereinfachung der Verwal-
tungsabläufe

kann durch den Einsatz moderner
Informationstechnik erheblich er-
leichtert werden. Fachleute gehen
davon aus, dass die Gesund-
heitstelematik einen spürbaren
Beitrag zur Lösung von Trans-
parenzproblemen leisten wird.
Außerdem werden mit ihrer Hilfe
die in unserem Gesundheitssystem
bestehenden Probleme der
Koordinierung, Integration und
Vernetzung minimiert und die
Entscheidungs- und Planungsgrund-
lagen auf allen Ebenen verbessert.

Gleichwohl spielt die Gesund-
heitstelematik  im Versorgungsall-
tag bisher und immer noch eine

geringe Rolle. Die Gründe dafür sind vielfältig: Die klein-
räumige und plurale Organisationsstruktur im deutschen
Gesundheitswesen begünstigt Insellösungen. Übergreifende
Ansätze fehlen. Die zahlreichen vorhandenen Projekte
zeichnen sich durch unterschiedliche Konzepte, Teilnehmer-
kreise, technische Lösungsansätze sowie verschiedene pro-
prietäre Verfahren aus. Sie werden von unterschiedlichen
Teilnehmern im Gesundheitswesen betreut und konzentrie-
ren sich auf unterschiedliche Prozesse und Einzelziele.
Kurzum: Diese Verfahren sind ungeeignet für eine flächen-
deckende Erweiterung. Flächendeckende standardisierte
Anwendungen bedürfen einer mühsamen Abstimmung und
Koordinierung mit zahlreichen Verantwortungs- und Ent-
scheidungsebenen, die wie häufig im Gesundheitswesen auch
hier unterschiedliche Interessen und Schwerpunkte haben.

Die rechtlichen Rahmenbedingungen sind trotz beachtlicher
Anstrengungen insbesondere des Bundesgesetzgebers
nach wie vor unzureichend. Es fehlen verläßliche  Rechts-
grundlagen vor allem beim Datenschutz, in den Berufs-
ordnungen der medizinischen Professionen, bei der
Haftung, im Strafrecht. Die Beteiligten müssen sich mit einem
komplexen Neben- und Durcheinander von geschriebenen
und ungeschriebenen Regelungen auseinandersetzen.

Außerdem fehlen zumindest in den vertragsärztlichen
Vergütungsordnungen jegliche Positionen für telemedizini-

Dr. jur. Manfred Zipperer

Die Bedeutung von e-Health für die Weiterentwicklung
des deutschen Gesundheitswesens 

von Ministerialdirektor a. D., Dr. jur. Manfred Zipperer, Sankt Augustin 
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sche Aktivitäten. Dies dämpft natürlich die Bereitschaft an
der Basis, sich für den Einsatz von Informations- und
Kommunikationstechnologien zu interessieren. Dement-
sprechend spielen Techniken und Verfahren zur Nutzung
der Informationstechnologie bei der medizinischen Aus-,
Fort- und Weiterbildung noch eine unterordnete Rolle. 

Als besonders hemmend erweist sich der Umstand, dass
zumindest in der Einführungsphase Kosten und Nutzen
neuer Informationstechnologien auf verschiedenen Seiten
wirksam werden. Die Investitionen fallen schwerpunktmäßig
bei den Leistungserbringern an, insbesondere bei den nie-
dergelassenen Ärzten und Zahnärzten, den Nutzen ziehen
hauptsächlich die Kostenträger. Da die Investitionen unter
Budgetbedingungen oder im nächsten Jahr sogar im
Rahmen einer Nullrunde erwirtschaftet werden müssen, sind
die finanziellen Rahmenbedingungen für eine flächen-
deckende  Einführung von e-Health im deutschen Gesund-
heitswesen alles andere als rosig zu beurteilen, zumal mit
Starthilfen der öffentlichen Hand nicht gerechnet werden
kann.

Vereinfachung von Verfahrensabläufen

Besonders hoch sind die Erwartungen der Akteure im
Gesundheitswesen, insbesondere der Krankenkassen, an
die Vereinfachung von Verwaltungs-, Abrechnungs- und
Verfahrensabläufen sowohl im eigenen Bereich als auch im
Verhältnis zu den Leistungserbringern. Im Vordergrund der
Diskussion steht das elektronische Rezept, weil das bei der
Verordnung von Medikamenten vereinbarte Verfahren drin-
gend Handlungsbedarf signalisiert.

Die technischen Anwendungsmöglichkeiten sind schon so
weit entwickelt, dass sich das elektronische Rezept inner-
halb von drei Jahren erproben ließe, wenn parallel dazu
die Sicherheits- und Kommunikationsrezepte reifen würden.
Danach könnte das elektronische Rezept Bestandteil der
Regelversorgung und des Versorgungsalltags werden.
Experten rechnen damit, dass die flächendeckende
Einführung innerhalb von drei bis fünf Jahren erfolgen könn-
te. Allerdings muss man sich darüber im Klaren sein, dass

das elektronische Rezept in seiner Komplexität die
Krankenversichertenkarte und ihre Einführung vor fast zehn
Jahren um mehrere Größenordnungen übertrifft.

Der enorme Handlungsbedarf beim elektronischen Rezept
läßt die bestehenden Kommunikationsdefizite zwischen
Health Professionals und Dritten als weniger verbesserungs-
bedürftig erscheinen. Dieser Eindruck trügt, weil diese
Defizite vermeidbare Zeit- und Qualitätsverluste in der
Diagnostik und Behandlung verursachen. Darüber hinaus
sind sie verantwortlich für vermeidbare direkte und indirekte
Kosten, die Health Professionals, Patienten und Kostenträ-
gern entstehen. 

Dem Arztbrief kommt im medizinischen Kommunikations-
geflecht eine Schlüsselrolle zu. Andere Informationssysteme,
wie die einheitliche elektronische Patientenakte und Kosten-
rechnungssysteme in integrierten Versorgungssystemen, set-
zen auf den zwischen den Beteiligten ausgetauschten und
zugänglichen Behandlungsinformationen auf.

Vorläufiger Schlusspunkt in dieser Entwicklung wird die
elektronische Patientenakte sein, die das Funktionieren aller
übrigen Anwendungen voraussetzt. Dabei geht es nicht um
die bloße externe Speicherung von Patientendaten sondern
um die Schaffung einer Datenbank, auf die mehrere
Behandler im Interesse einer zügigen Behandlung ohne
Mehrfachdiagnosen Zugriff haben. Die heute vorhandenen
technischen Möglichkeiten verlangen nicht die – daten-
schutzrechtlich bedenkliche – Zusammenführung aller medi-
zinischen Informationen an einer Stelle, sondern lassen
durchaus eine dezentrale Datenführung zu. Unabdingbare
Voraussetzung für eine solche papierlose Datenverwaltung
ist jedoch, dass der Patient Herr seiner Daten bleibt. Er
allein ist befugt festzulegen, wer Einblick in welche Daten
nehmen darf. Ohne seine Einwilligung ist ein Zugriff nicht
zulässig.

Bedeutung für die Krankenkassen 

Welche Bedeutung hat der Einsatz der Informations- 
und Kommunikationstechnologien für die Kostenträger, 
insbesondere die gesetzlichen Krankenkassen? Diese
haben inzwischen erkannt, dass sich die Betreuung der
Versicherten mit Hilfe telematischer Instrumente wesent-
lich verbessern und intensivieren läßt. Das beginnt mit 
einer aussagekräftigen und benutzerfreundlichen Darstel-
lung der Krankenkasse, ihrer Aufgaben, ihrer Organisation,
ihrer Leistungsangebote im Internet, die ständig auf dem
neuesten Stand sein muss. Das setzt sich fort mit elek-
tronischen Hilfen, die die Krankenkasse für Versicherte 
und Arbeitgeber leichter zugänglich machen und die 
administrativen Beziehungen im Melde-, Beitrags- und
Leistungswesen erleichtern. Noch interessanter wird es 
dort, wo die Krankenkasse mit Hilfe der elektronischen 
Kommunikation Versicherte bei der wirtschaftlichen 
Inanspruchnahme von Leistungen unterstützt, das sog.
demand management. Welche Pflegedienste stehen zu wel-
chen Konditionen zur Verfügung? Wo erhalte ich 
preiswerte Medizinprodukte, wie z.B. Hörgeräte, ohne Zu-
zahlung?

Dr. jur. Manfred Zipperer



7bdvb-spezial 4

Diese Hinweise werden an Bedeutung zunehmen, wenn
mehr Aussagen über die medizinischen  Qualitäten von
Leistungserbringern vorliegen, z.B. nach Einführung der
DRGs im Krankenhaus. Bereits zur Routine gehören bei vie-
len Krankenkassen Serviceleistungen zur Gesundheits-
beratung und zur Beantwortung spezifischer medizinischer
Fragen. Angesichts des verschärften Wettbewerbs der
Krankenkassen untereinander sind sie gut beraten, wenn sie
in ihrem Dienstleistungsangebot die Möglichkeiten der elek-
tronischen Information und Kommunikation so intensiv wie
möglich nutzen. Gesundheitstelematik ist insoweit auch ein
Marketinginstrument, das den Bleibeanreiz bei einer
Krankenkasse erhöht. 

Die hier getroffenen Feststellungen gelten natürlich auch für
die Unternehmen der privaten Krankenversicherung.

Stellung der Patienten verbessert

Der Einsatz von Informations- und Kommunikationstech-
nologien im medizinischen Versorgungsalltag wird die Rolle
der Patienten im Gesundheitswesen verändern. Die Potentiale
der neuen Technologien für die Patienten beschränken sich
nicht darauf, dass sie als passive Partner eines Behand-
lungsprozesses durch Dritte vom Einsatz der Technologien
profitieren. Die Nutzung der neuen Technologien gibt ihnen
die Möglichkeit, sich durch neue Medien und Kommuni-
kationssysteme besser informieren zu können.

Der medizinische Informationsbedarf der Patienten ist groß,
wie die wachsende Inanspruchnahme von kommerziellen
Informationsdiensten und den Beratungshotlines und
Callcentern der Krankenkassen und ihrer Vertragspartner
zeigen. Gesundheitsthemen im Internet stehen in den USA
auf Platz 3 der Beliebtheitsskala. Offenbar sind immer mehr
Menschen bereit, mehr persönliche Verantwortung für ihre
Gesundheit zu übernehmen und dazu die modernen
Informations- und Kommunikationsmedien zu nutzen. Diese
Form der Eigenverantwortung muss von der Gesundheits-
politik, aber auch von den Partnern im Gesundheitswesen
gefördert und unterstützt werden. Das setzt jedoch voraus,
dass die Inhalte solcher Informationen nutzerorientiert, pra-
xisnah, wissenschaftlich fundiert und aktuell angeboten wer-
den. Dabei treten völlig neue Aspekte der Qualitäts-
sicherung auf. 

Das BMG hat mit der Initiative Aktionsforum Gesundheits-
informationssystem für Deutschland (AFGIS) eine
Kooperationsplattform für die wichtigen Akteure im
Gesundheitswesen geschaffen, die sich aktiv am Aufbau
eines den Grundsätzen der Qualitätssicherung verpflichte-
ten Gesundheitsinformationssystems beteiligen wollen. Auf
diese Weise soll sich ein Netzwerk von qualitätsgesicherten
Informationsangeboten für die Bevölkerung herausbilden.
Der Informationsbedarf der Patienten geht aber noch wei-
ter. Eine multimediale computerunterstützte Patienten-
information kann den an medizinischen Inhalten und
Verfahren interessierten Bürgern und Patienten wesentliche
Wissens- und Verhaltensgrundlagen liefern. Hier besteht ein
wirkungsvoller Ansatz für Prävention, die im Gesundheits-
wesen  der Zukunft eine größere Rolle spielen soll.

Aber damit erschöpft sich das patientenorientierte Potential
der Gesundheitstelematik nicht: Patienten werden immer
häufiger mit medizinischen Informationen aus dem Internet
und mit Therapievorschlägen oder Behandlungsalternativen
zu ihrem Arzt kommen und ihn damit konfrontieren. Geht
damit das medizinische Informationsmonopol des Arztes
verloren? Oder eröffnet sich hier nicht eine ganz neue
Chance der Zusammenarbeit zwischen Arzt und Patient im
Behandlungsprozess? Es ist ganz wichtig, dass diese
Entwicklung nicht zu einer Störung des Vertrauens-
verhältnisses zwischen Arzt und Patienten führt, sondern als
neuer wichtiger Bestandteil der unverzichtbaren Zusam-
menarbeit zwischen behandelndem Arzt und Patient gese-
hen wird. Die Erfahrung lehrt nämlich, dass informierte
Patienten gute Patienten sind, die ein eigenes Interesse
daran haben, die Behandlungsmaßnahmen ihrer Ärzte  im
Heilungsprozess zu akzeptieren und mit therapiegerechtem
Verhalten unterstützen. Dieses Interesse wird noch geför-
dert, wenn die Patienten durch den Einsatz der
Informationstechnik selbst zur Dokumentation ihrer Befunde
und Krankheitsverläufe beitragen können. 

Besser informierte Ärzte

Informierte Patienten erhöhen natürlich die Anforderungen
an den Informations- und Wissensstand ihrer Ärzte.
Wissensdatenbanken werden im Versorgungsalltag eine
immer größere Rolle spielen. Jeder Behandler muss in der
Lage sein, die benötigten Informationen zu finden und auch
zu bewerten. Dazu bedarf es der Schulung.

Außerdem stellt sich die Frage nach der Validität dieser
Fachinformationen, ein Problem, dass uns auch bei
Patienteninformationssystemen begegnet. Wie kann der
Behandler feststellen, ob die Informationsquelle von
Herstellern oder von Berufsverbänden beeinflusst oder ob
sie neutral ist? Wer zertifiziert solche Informationsquellen,
wenn eine staatliche „Zensur“ abgelehnt wird? Wissen-
schaftliche Fachgesellschaften und Berufsverbände werden
hier eine Lösung erarbeiten müssen. 
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Der Rückgriff auf medizinische Fachdatenbanken allein  reicht
nicht aus, um Wissensdefizite der Behandler auszugleichen.
Der beruflichen Weiterbildung wird eine immer wichtigere
Rolle zukommen, zumal die Koalitionsvereinbarung in über-
prüfbar gut aus- und fortgebildeten Ärztinnen und Ärzten eine
Grundvoraussetzung für Qualität im Gesundheitswesen sieht.
Hier können die elektronischen Medien einen wertvollen Bei-
trag leisten, da das Telelearning zunehmend neue Lehr- und
Lernmethoden prägt. Der Vorzug des Telelearning ist, dass
die Wissensvermittlung auf individuelle Eigenheiten wie
Lerntyp, Lerngeschwindigkeit und Zeiteinteilung abgestimmt
werden kann. Dadurch wird der Lernvorgang effektiver, es
bleibt mehr hängen. 

Bedeutung für Versorgungsstruktur 

Welche Bedeutung haben die neuen Technologien für die
vernetzte Versorgung und für neuartige Versorgungsabläufe
wie bei den Disease-Management-Programmen und den
Diagnosis Related Groups. Vernetzte Versorgungsstrukturen
verlangen ein Höchstmaß an Kommunikation, Kooperation
und Koordination unter allen Netzbeteiligten. Eine – opti-
malerweise – sektorenübergreifende Vernetzung der an der
Versorgung der Patienten Beteiligten kann nur funktionieren,
wenn auch vernetzte Informations- und Kommunikations-
wege geschaffen werden. Angesichts der Datenfülle wird
ein papiergebundener Informationsfluss diesen Anforde-
rungen nicht mehr gerecht. Dies gilt insbesondere für die
rasche, vollständige und benutzerfreundliche elektronische
Erfassung, Übermittlung, Auswertung und Speicherung von
medizinischen Daten. Ihre Dokumentation wird für die
Qualität der Diagnose und Behandlung, aber auch für das
Zusammenwirken der beteiligten Leistungserbringer und für
den ökonomischen Erfolg integrierter Versorgungsformen
eine entscheidende Rolle spielen.

Vergleichbare Überlegungen gelten für die neu eingeführ-
ten strukturierten Behandlungsprogramme für chronisch
Kranke (DMP). Auch sie stellen hohe kooperative und kom-
munikative Anforderungen und orientieren sich nicht an
bestehenden Versorgungsstrukturen sondern richten die
Versorgungsprozesse am chronisch kranken Patienten mit
seinem Krankheitsbild aus. Telematik kann hier leitlinienge-
stützte DMPs durch entsprechende Informations- und
Kommunikationsstrukturen und Datenzusam-
menführungen unterstützen. Hier fällt eben-
falls eine Fülle von Daten an, die erfaßt und
ausgewertet werden müssen, um die
Behandlung programmgerecht durchführen
zu können. 

Eine noch größere Bedeutung wird der
Dokumentation und Datenverwaltung im sta-
tionären Sektor zukommen. Nach Einführung
der DRGs werden sich nur noch Kran-
kenhäuser am Markt behaupten können,
deren Personal im Hinblick auf die
Dokumentations- und Kodieranforderungen
intensiv geschult worden ist und deren
Ausstattung mit Informationstechnologie adä-
quat ist. 

Aber es geht nicht nur um die Erleichterung einer umfang-
reicheren Dokumentation. Der Einsatz telematischer Anwen-
dungen kann auch die Qualität der Versorgung sichern und
optimieren. Innerhalb einer Gemeinschaft von Leistungs-
erbringern, die sich freiwillig zu einem Netzwerk zusam-
menschließen, besteht eine größere Bereitschaft zur
gemeinsamen Definition standardisierter Informations-,
Dokumentation- und Qualitätssicherungsmaßnahmen. 

Die in solchen Netzwerken vereinbarten Strategien verlan-
gen nicht nur eine homogene, benutzerfreundliche
Erfassung, Speicherung und Abfrage oder Bewertung ver-
sorgungsrelevanter und patientenbezogener Daten im
Rahmen der Telearchivierung. Sie stützen sich auf eine
papierlose Übermittlung relevanter Informationen zwischen
den am Netzwerk beteiligten Leistungserbringern oder mit
diesen zusammenarbeitenden Behandlern und Einrich-
tungen. Das ist gerade für solche Netzwerke bedeutsam,
die sich physisch  nicht unter einem Dach befinden. 

Mit Hilfe telematischer Anwendungen können Zweitmei-
nungsverfahren eingerichtet und räumlich entfernte
Spezialisten hinzugezogen werden. In der Teleradiologie
und Telepathologie gehören solche Verfahren bereits zum
Versorgungsalltag. Damit können diagnostische und thera-
peutische Prozesse abgesichert und die Behand-
lungssicherheit erhöht werden, zum Nutzen des Patienten
und des ihn primär versorgenden Leistungserbringers.
Darüber hinaus kann dem Motto der Telematik „Move the
information not the patient“ Rechnung getragen werden:
Den Patienten bleiben unnötige Wege, Wartezeiten, Wie-
derholungsuntersuchungen und andere sie belastende
Behandlungsprozeduren erspart. Sie können die erforderli-
chen Versorgungsprozesse viel sicherer, straffer und effizi-
enter durchlaufen. 

Die mit Hilfe telematischer Anwendungen mögliche stärkere
Verzahnung der Versorgungsstrukturen schließt auch die
häusliche Versorgung mit ein. Die Verkürzung der Liegezeit
auf Grund der DRGs, aber auch die Zunahme chronisch
kranker Menschen oder hochbetagter und damit behand-
lungs- und pflegebedürftiger Personen wird die Nachfrage
nach Möglichkeiten medizinischer Fernbetreuung zu
Hause, der sog. Home-Care-Versorgung, erhöhen. Medi-
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zinische Informationen werden fernübertragen und ermögli-
chen es dem Behandler in der Praxis oder im Krankenhaus,
Werte seiner Patienten zu überwachen und ggf. zu interve-
nieren. Auf diese Weise werden bereits heute Diabetiker,
Asthmakranke und Schlaganfallpatienten fern-betreut. Hier
eröffnet „Home-Monitoring“ mit einem verhältnismäßig
geringen technischen Aufwand neue Formen der Zusam-
menarbeit im ambulantstationären Bereich, die patienteno-
rientiert sind und teure Notfalleinsätze und Krankenhaus-
einweisungen vermeiden helfen. 

Grundvoraussetzungen für Realisierung

Wenn die Informations- und Kommunikationstechnologien in
der medizinischen  Regelversorgung breitflächig umgesetzt
werden sollen, müssen zwei wesentliche Voraussetzungen
geschaffen werden:

1. Es ist eine technologische Infrastruktur zu schaffen, auf
deren Basis die elektronische Kommunikation zwischen
ambulant tätigen Ärzten und der stationären Versorgung
im Interesse der Patienten sicher durchgeführt werden
kann.

2. Es sind verbindliche Absprachen notwendig, welche
Inhalte im Rahmen einer elektronisch gestützten
Kommunikation, in welcher Form, zu welchen Anlässen
und mit welchen Standards, stattfinden sollten.

Dies ist nicht in erster Linie eine Aufgabe des Gesetzgebers,
sondern muss von den Beteiligten erledigt werden. Der
Gesetzgeber in Bund und Ländern ist nur dort gefordert, wo
Sachverhalte nicht durch Absprache der Beteiligten gere-
gelt werden können, wie z.B. im Datenschutz oder im
Strafrecht. Ein Durchbruch der Informations- und
Kommunikationstechnologien in der Regelversorgung wird
nur dann stattfinden, wenn es den gesundheitspolitischen
Akteuren gemeinsam gelingt, im Rahmen von zielgerichte-
ten, sektorenübergreifenden Aktivitäten die inhaltlichen und
technologischen Voraussetzungen für eine Infrastruktur zu
schaffen. 

Diese Aufgabe hat das Aktionsforum
Telematik im Gesundheitswesen (ATG) über-
nommen. Es wurde 1999 als Konsens-
plattform aller Beteiligten im Gesundheits-
wesen unter dem Dach der Gesellschaft für
Versicherungswissenschaft und –gestaltung e.V.
(GVG) gegründet. Das ATG erarbeitet
Handlungsempfehlungen – etwa zum elek-
tronischen Rezept, zum elektronischen
Arztbrief oder zur Sicherheitsinfrastruktur –
und schafft die Grundlagen dafür, dass
Funktionalitäten der benötigten Infrastruktur,
wie z.B. Health Professional Cards, entwickelt
und auf ihre Funktionalität und Akzeptanz
durch die Beteiligten im Rahmen von
Demonstrationsprojekten geprüft werden. Auf
der Basis dieser Projekte werden die
Endanwender zunächst in regionalen
Konstellationen die notwendigen Funktio-
nalitäten erproben, um damit die Vorarbeiten

für eine breitflächige Implementierung der neuen
Technologien zu leisten.

Rolle der Politik

Welche Rolle spielt die Gesundheitstelematik in der Politik?
Die Gesundheitspolitiker in Bund und Ländern haben die
Potenziale in der Gesundheitstelematik  inzwischen erkannt.
Im gesundheitspolitischen Teil der Koalitionsvereinbarung,
der sich sonst durch zahlreiche wolkige Formulierungen aus-
zeichnet, sind zu den telematischen Plänen der Koalition
ungewöhnlich präzise Aussagen enthalten. Unter dem
Stichwort  „Patientensouveränität stärken – Transparenz
erhöhen“ wird die Einführung einer Gesundheitskarte auf
freiwilliger Basis angekündigt. Sie soll die Transparenz
erhöhen sowie Wirtschaftlichkeit und Effizienz im System 
sichern. Sie soll vor unnötigen Doppeluntersuchungen schüt-
zen, unerwünschte Arzneimittelnebenwirkungen schneller
erkennen lassen und die Datensicherheit stärken. Sie enthält
die Notfalldaten und informiert über erforderliche Vorsorge-
untersuchungen.

Die von der Koalition angekündigte Absicht zielt auf die
Patienten. Sie will ihnen ein Instrument an die Hand geben,
das ihrer Gesunderhaltung dient. Sie sollen Träger und
Verwalter der sie betreffenden Gesundheitsinformationen
sein. Von den auf der Gesundheitskarte gespeicherten oder
über sie auf Servern zugänglichen Informationen erhofft
sich die Gesundheitspolitik erhebliche Einsparungen.
Ausdrücklich genannt werden die Vermeidung unnötiger
Doppeluntersuchungen und unerwünschter Arzneimittel-
nebenwirkungen.

Interessant ist, dass die Forderung nach dem Aufbau einer
telematischen Infrastruktur und eines Kommunikationsnetzes
unter den Leistungserbringern und Krankenkassen in der
Koalitionsvereinbarung nicht auftaucht. Sie steht im
Mittelpunkt der Überlegungen der Selbstverwaltungs-
organisationen. Deshalb haben dort elektronisches Rezept,
elektronischer Arztbrief und Health-Professional-Card
Prioritäten bei der Umsetzung. Das ATG wird dafür Sorge
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tragen müssen, dass diese unterschiedlichen
Schwerpunkte und Prioritäten miteinander abge-
stimmt und koordiniert werden, damit keine
kostentreibende Doppelarbeit in Regierung und
Selbstverwaltungsorganisationen geleistet wird. 

Auch die Länder beschäftigen sich intensiv mit
der Telematik im Gesundheitswesen  und haben
vor allem auf der 75. Gesundheitsminister-
konferenz im Juni 2002 verlangt, dass die
Potentiale der Informations- und Kommunikations-
technologien für die Gesundheitsversorgung stär-
ker genützt werden. Für den flächendeckenden
und interoperablen Einsatz von Gesundheits-
telematikanwendungen bedarf es nach Auf-
fassung der Länder dringend einer nationalen
Strategie, verbunden mit einem verbindlichen
Stufenplan von Umsetzungsschritten. Daran arbeitet inzwi-
schen eine Steuerungsgruppe unter Vorsitz und
Geschäftsführung des BMG.

Die Europäische Union hat in ihren Aktionsplänen e-Europe-
2002 und e-Europe-2005 den Aufbau einer Gesundheits-
telematik-Infrastruktur vorgesehen. So sollen die Mitglied-
staaten bis Ende 2002 (!) unter anderem sicherstellen, dass
für die ambulante und stationäre Gesund-heitsversorgung
eine Telematik-Infrastruktur einschließlich regionaler Netze
zur Verfügung steht. Außerdem soll eine Europäische
Krankenversichertenkarte eingeführt werden, mit der die der-
zeit für die medizinische Versorgung in einem anderen
Mitgliedstaat erforderlichen Formulare ersetzt werden sollen.

Es ist angesichts dieser vielfältigen Bemühungen zu hoffen,
dass die Bundesregierung möglichst bald Schritt für Schritt
die rechtlichen Voraussetzungen für einen flächendecken-
den Einsatz der Informations- und Kommunikations-
technologien im Gesundheitswesen schaffen wird. Die
Selbstverwaltungsorganisationen arbeiten ebenfalls mit
Hochdruck an entsprechenden Pilotprojekten, mit denen die
technischen Voraussetzungen für eine flächendeckende
Einführung  der Informations- und Kommunikationstechno-
logien im deutschen Gesundheitswesen ermittelt und geklärt
werden sollen. 

Finanzielle Überlegungen 

Rechnet sich der flächendeckende  Einsatz der Informations-
und Kommunikationstechnologien oder besteht die Gefahr,
dass sich – wie so oft bei der Computerisierung von
Prozessen oder Sektoren – die Probleme noch potenzieren?
Warum vollziehen die Akteure im Gesundheitswesen  bei
der Implementierung der Technologie nur so zögernd das
nach, was der Technologie in anderen Wirtschaftssektoren
zur Durchsetzung  verholfen hat: Die eklatante Verbesse-
rung der betriebswirtschaftlichen Erlös- und Kostensituation? 
Im Vordergrund der betriebswirtschaftlichen Überlegungen
stehen natürlich die Wirtschaftlichkeitsreserven, die in der
Vereinfachung von Verfahrensabläufen bei der Kom-
munikation zwischen den Leistungserbringern und zwischen
ihnen und den Krankenkassen mit Hilfe der Informations-
und Kommunikationstechnologien stecken. Hier besteht ins-

besondere in der gesetzlichen Krankenversicherung enor-
mer Handlungsbedarf. Die bestehenden Medienbrüche auf
Grund des mehrfachen Wechsels zwischen Papier und
Computer sind eine Hauptursache für die Kosten, die
Qualitätsmängel und die Verzögerungen, die sich mit dem
gegenwärtig praktizierten Verfahren nicht vermeiden lassen.

Gutachter empfehlen den Aufbau einer durchgängigen Kom-
munikationsinfrastruktur zunächst für die Medikamenten-
verordnung, um die Vorteilhaftigkeit für alle Beteiligten nach-
zuweisen und anschließend ggf. weitere Informationsströme in
diese IT-Struktur einzubinden. Schon allein das Volumen von
über 800 Millionen Rezepten im Wert von rund 20 Milliarden
Euro im Jahr rechtfertigt den Aufbau einer flächendeckenden
Telematikinfrastruktur. Dieses Volumen erfordert natürlich bis-
her auf allen Stufen der Rezeptbearbeitung einen verfahrens-
bedingten Arbeitsaufwand von mehreren Hundert Millionen
Euro jährlich ohne eine zufriedenstellende Aktualität oder
Qualität sicherstellen zu können. Auch beim elektronischen
Arztbrief ergeben die Berechnungen zu Kosten und Nutzen
allein bei den Leistungserbringern ein Einsparvolumen von
rund 200 Millionen Euro ohne dass die Einsparungen bei der
Weiterverarbeitung der elektronisch übermittelten Arztbriefin-
halte berücksichtigt wurden.

Diese punktuellen Berechnungen lassen ahnen, welche
Rationalisierungs- und Einsparpotentiale eine möglichst zeit-
nahe, valide und bedarfsgerechte Bereitstellung von Daten
über die Leistungs- und Finanzströme für alle Akteure des
Gesundheitswesens mit sich bringen kann. 

Ausblick 

Der flächendeckende  Einsatz der Informations- und
Kommunikationstechnologien in der Regelversorgung wird
das Gesundheitswesen grundlegend verändern. Die
Beziehungen der Beteiligten untereinander und die
Prozessabläufe müssen neu geordnet werden. Das setzt
nicht nur erhebliche Investitionen bei Leistungserbringern
wie Kostenträgern voraus, sondern auch die Bereitschaft
zum Umdenken. Die neuen Technologien werden die
Versorgungsqualität verbessern und Wirtschaftlichkeits-
reserven erschließen. Sie werden eine ganz neue
Transparenz, Validitiät und Verfügbarkeit von Gesundheits-
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daten hervorbringen. Da Informationen im Gesund-
heitswesen auch Macht und Einfluss bedeuten, wird dieser
Prozess nicht reibungslos ablaufen.

Telematik bietet die Chance, die Patienten stärker in den
Mittelpunkte des medizinischen Geschehens zu rücken.
Dabei sollte man sich aber stets darüber im Klaren sein,
dass ohne Akzeptanz des technologischen Fortschrittes
durch die Patienten eine erfolgreiche und konsensfähige
Anwendung der neuen Technologien im Gesundheitswesen
nicht zu erreichen ist.
Der Transfer der medizinischen Telematik in die
Regelversorgung kann sich nur dann optimal vollziehen,
wenn sich die gesetzlichen, vertraglichen und technologi-
schen Rahmenbedingungen synchron verändern. Dies ist für
alle beteiligten Organisationen die eigentliche Heraus-
forderung. Wenn das gelingen sollte, wird die Anwendung
der Informations- und Kommunikationstechnologien unser
reformbedürftiges Gesundheitswesen stärker auf die
Anforderungen der Zukunft ausrichten.

Dr. jur. Manfred Zipperer
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